
ebenfalls die „Tätigkeit des gesellschaftlichen Men­
schen“ «) zum Gegenstand haben.

Worin besteht der besondere Standpunkt, von dem 
der Jurist das Leben betrachtet? Ihn beschäftigen 
die gegenseitigen Beziehungen der Menschen, die Le­
bensverhältnisse, ihn interessiert das Handeln der 
Menschen in Hinsicht auf das Einwirken aufeinander 
und das Zusammenwirken miteinander. Die Gewin­
nung einer Regel über ihre Verhaltensweise wird für 
ihn in dem Moment notwendig, in dem eine S t ö ­
r u n g  im Ablauf der Lebensverhältnisse eintritt. Aus 
den eingetretenen Störungen im Ablauf des Lebens­
prozesses ergeben sich die Forderungen, „die das Le­
ben an die Rechtsgewinnung stellt“.

Die handelnden Menschen werden regelmäßig ver­
suchen, diese Störungen zu vermeiden. In der Praxis 
des Lebens und der aus ihr gewonnenen Alltags­
erfahrung werden sich bestimmte Verhaltensweisen 
ergeben, die einen störungsfreien Ablauf der Lebens­
verhältnisse gewährleisten. Der Jurist hat auf dem 
Wege der Beobachtung der sozialen Wirklichkeit diese 
bestimmten Verhaltensweisen festzustellen. Mit ihrer 
Formulierung in Normen hat er die Regeln des 
menschlichen Verhaltens gefunden, bei deren Einhal­
tung sich Störungen vermeiden lassen. Er hat ferner 
die Wege aufzuzeigen, auf denen die Menschen zur 
Einhaltung dieser Normen veranlaßt werden kön­
nen®»). Feststellung der Störungen beim Ablauf der 
Lebensverhältnisse, Erkenntnis der Verhaltensweisen, 
bei denen keine Störungen eintreten, und schließlich 
der Ausgleichsmöglichkeiten für eingetretene Stö­
rungen, das sind die drei Momente, die den beson­
deren Gesichtspunkt ausmachen, unter dem die 
Rechtswissenschaft die Tätigkeit des Menschen be­
trachtet. Diese Einsichten geben uns einen wichtigen 
Hinweis auf den Charakter der Rechtsnormen.

Die Rechtsgebote, nach denen die Lebensverhält­
nisse und die sich aus ihnen ständig neu bildenden 
Sachverhalte beurteilt werden, sind nicht irgendeine 
der möglichen Verhaltensweisen in einem gegebenen 
Fall. Sie enthalten vielmehr dasjenige Handeln als 
Norm, von dem die E r f a h r u n g  erwiesen hat, daß 
es zu keinen oder nur unerheblichen Störungen des 
Lebensprozesses führt. Die B e w ä h r u n g  des norm­
gemäßen Handelns in der Praxis des Lebens ist es, 
was den Rechtssätzen ihre Geltung und Bedeutung 
verleiht. Sie sind diejenigen Regeln des Handelns, 
von denen praktisch erwiesen ist, daß sie den Lebens­
prozeß, den Gesellschaftsprozeß in der erreichten 
Stufe erhalten oder fordern. Darin liegt der Maßstab 
des Urteils über ihren Wert. Diejenigen Normen, von 
denen erfahrungsgemäß erwiesen ist, daß sie einen 
störungsfreien Ablauf des betreffenden Lebensverhält­
nisses gewährleisten, sollen fortan als lebensbrauchbar 
bezeichnet werden, sie haben sich für das Zusammen­
leben der Menschen als brauchbar bestätigt »t).

Die Bestimmung des Charakters der Rechtsnor­
men als der lebensbrauchbaren Regeln des Verhaltens 
1st zwar eine wesentliche, aber nur einseitige Kenn­
zeichnung. Die tatsächlichen Lebensverhältnisse, aus 
denen sie abgeleitet sind, sind bedingt von den Mit­
teln, die den Menschen zur Verwirklichung ihres Da­
seins zur Verfügung stehen, und diese Mittel können 
sich ändern. Die lebensbrauchbaren Regeln können zu 
unbrauchbaren werden, und zwar, ohne daß sich ihr 
Inhalt ändert, nur deswegen, weil die Lebensverhält­
nisse auf Grund der veränderten Mittel anders ge­
worden sind. Die Regel der Vertragsfreiheit z. B., die 
sich in Verhältnissen bewährt, in denen die Partner 
wirtschaftlich gleich stark sind, wird unbrauchbar, 
wenn einer oder einige von ihnen auf Grund der ver­
änderten Mittel Monopolinhaber werden, die die gleiche 
Regel nunmehr zur Knebelung des wirtschaftlich

") Plechanow, Uber mat. Gesehichtsauff., Berlin 1946 S. 12.
“) Z. B. durch Strafen, Androhung von Nachteilen bei 

normwidrigem, In-Aussicht-Stellen von Vorteilen bei norm­
gemäßem Verhalten.

sl) Nach Marx sind die Produktionsverhältnisse und ihr 
juristischer Ausdruck, die Eigentumsverhältni sse, auf einer 
gewissen Stufe der Entwicklung „Entwicklungsformen der 
Produktivkräfte“ (Kritik der politischen Ökonomie Vorw. 
S. V.) Die Kennzeichnung einer Norm als lebensbrauchbar 
entspricht der Beurteilung eines Produktionsverhältnisses als 
einer „Entwicklungsform der Produktivkräfte".

Schwächeren benutzen. Hieraus fließt die so wich­
tige — von den Vertretern der lnteressenjurisprudenz 
bereits auf dem Wege der Beobachtung gesehene — 
Erkenntnis, daß jede Rechtsnorm, jedes Rechtsinsti­
tut, jeder Rechtsbegriff Geltung nur auf Zeit hat. Sie 
sind vom Bestand der Lebensverhältnisse bedingt, aus 
denen sie hergeleitet sind. Ändern sich diese, dann 
müssen die bisher als brauchbar erwiesenen Regeln 
des menschlichen Handelns ihnen folgen, sie müssen 
umgewandelt oder beseitigt werden.

Die unbrauchbare Norm wirkt in verschiedener 
Weise auf die Interessen der an einem Lebensverhält­
nis Beteiligten ein. Dem einen tritt sie bei der auf 
Befriedigung der Lebensbedürfnisse gerichteten Tätig­
keit hemmend entgegen, seine Interessen werden 
durch das normgemäße Verhalten des anderen beein­
trächtigt. Die Aufrechterhaltung der unbrauchbaren 
Norm dient aber zugleich dem Vorteil und somit den 
Interessen dieses anderen. So wird die Beibehaltung 
der unbrauchbaren Norm zur Ursache eines Inter­
essenkonflikts. Im gesetzten Recht hat, wo immer 
ein derartiger Interessenkonflikt entsteht, die un­
brauchbare Norm ihren Niederschlag gefunden. Sie 
war einst die brauchbare Regelung des Verhaltens 
und ist nur wegen der Veränderung der Lebensver­
hältnisse unbrauchbar geworden. Der streitentschei­
dende Richter kann — außer in den Fällen der Lücken­
ergänzung und Ausgleichsnormierung ®ä) — wegen
seiner Bindung an das Gesetz nicht helfen, es sei 
denn, er würde contra legem entscheiden. Ist die 
Rechtswissenschaft der „denkende Diener“ des Ge­
setzgebers, ist auch für sie das gesetzte Recht — wie 
für den Richter — letzte Instanz, dann kann sie die 
ihr gestellte Aufgabe, die Bildung der brauchbaren 
Norm, nur insoweit erfüllen, als die Umbildung der 
Norm den Interessen des Gesetzgebers, den im Ge­
setz zum Ausdruck gekommenen Werturteilen, ent­
spricht.

Die unbrauchbare Norm kann jedoch auf die Dauer 
keinen Bestand haben. Die durch sie beeinträchtigten 
Beteiligten des betreffenden Lebensverhältnisses wer­
den sich solange gegen sie wenden, bis sie abgeändert 
oder beseitigt ist. Je häufiger und wichtiger das Le­
bensverhältnis ist, auf das sie Anwendung findet, um 
so kraftvoller und unabwendbarer werden die auf ihre 
Beseitigung gerichteten Bestrebungen sein. Wer 
immer aus seiner Interessenlage heraus sich für ihre 
Aufrechterhaltung einsetzt, wird schließlich unter­
liegen.

Hieraus ergibt sich die Gesetzlichkeit der Lebens­
vorgänge, wenn man diese unter dem Gesichtspunkt 
der rechtlichen Normgewinnung betrachtet. Sie liegt 
im u n a u f h ö r l i c h e n  K a m p f  d e r  l e b e n s ­
b r a u c h b a r e n  R e g e l n  d e s  H a n d e l n s  g e ­
g e n  d i e  1  e  b  e  n s  u  n  b  r  a u  c  h  b  a  r  e  n  u n d  d e m  
n i e m a l s  z u  v e r h i n d e r n d e n  E r f o l g  d e r  
e r s t e r e n .  Man unterschätze diese vitale Kraft 
zur lebensbrauchbaren Norm nicht. Sie bestimmt die 
Resultate der auf die Normbildung gerichteten vielen 
Einzelwillen, und bedient sich dabei — mit Hilfe der 
einzelnen handelnden Menschen — aller Mittel, der 
Schlauheit, der List und auch der Gewalt r*3). Wo der 
Gesetzgeber diesem Gesetz zuwider handelt, ist er 
schließlich gegen es machtlos. Das Verbot der Mo­
biliarhypothek wird ihm entsprechend durch die Siche­
rungsübereignung überwunden. Hier haben diejenigen, 
deren Kreditbedürfnis jenes Verbot hinderlich war, es 
mit Erfolg umgangen, bis sie damit Anerkennung 
fanden. Den nichtrechtsfähigen Verein macht es 
rechtsfähig 54). Der Wille des „verständigen“ Vertrags­
partners ist hier das listige Argument, dessen es sich 
bedient, um den Sinn des § 54 BGB in sein Gegenteil 
zu verwandeln. Mit Hilfe der Rechtsprechung setzt es 
in der Inflation das unbrauchbar gewordene Wäh­
rungsgesetz außer Kraft»»), eine besonders deutliche * •*)

“) Siehe Anm. 16.
•*) Ihering a. a. O., I S. 194.
“) Rechtssubjekt ist das Vereinsvermögen, genauer die ge­

samthänderisch verbundenen Mitglieder als Inhaber des Ver­
einsvermögens, nicht ihres gesamten Vermögens. Vgl. RG 74, 
374. Wenn dies an Formvorschriften scheitert, wird prak­
tisch der gleiche Zweck, wenn auch mit Störungen, durch 
Zessionen erreicht.

“) Hedemann, Reichsgericht und Wirtschaftsrecht 1929, 
S. 184 und „Die Flucht in die Generalklauseln“ 1933 S. 63.
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